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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 24. November 1959 

12 — 59101 — 4017/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die Abwicklung 
der Kriegsgesellschaften 

nebst Begründung und Anlage mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz 
des Bundes. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 23. Oktober 1959 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

„Hinter § 4 der Vorlage ist der nachstehende § 4a einzu- 
fügen: 

§ 4a 

Londoner Schuldenabkommen 
Das Abkommen vom 27. Februar 1953 über deutsche Aus- 
landsschulden und die zu seiner Ausführung ergangenen 
Vorschriften werden durch die Vorschriften dieses Gesetzes 
nicht berührt." 

Der Bundesrat begründet seinen Änderungsvorschlag damit, 
daß die Vorschrift im Hinblick auf die entsprechende Regelung 
im § 101 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes auch in diesem 
Gesetz erforderlich ist. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 

Die Bundesregierung ist mit dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates einverstanden. 

Bund, Länder oder Gemeinden werden bei der Durchführung 
des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 

Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Schaffer 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruck.erei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger 
Bad Godesbero. Goethestraße 54, Telefon 3551 



Drucksache 1421 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperi ode 


Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Abwicklung der Kriegsgesellschaften 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Auflösung der Kriegsgesellschaften 

Für die Zwecke der Kriegsfinanzierung oder 
Kriegführung errichtete Gesellschaften, die sich am 
21. Juni 1948 im unmittelbaren oder mittelbaren 
Besitz eines in § 14 Nr. 1 bis 4 des Umstellungs- 
gesetzes bezeichneten Rechtsträgers befunden 
haben (Kriegsgesellschaften), sind mit dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes aufgelöst, soweit sie nicht 
bereits früher aufgelöst worden sind. 

§ 2 

Umstellung von Reidxsmarkansprüchen 

(1) § 14 Nr. 5 des Umstellungsgesetzes tritt außer 
Kraft. 

(2) Auf die zahlenmäßigen Veränderungen im 
Vermögen der Kriegsgesellschaften, die sich durch 
die Umstellung ihrer Reichsmarkverbindlichkeiten 
ergeben, sind §§ 47, 74 und 75 des D-Markbilanz- 
gesetzes anzuwenden. 

§ 3 

Gläubigerbefriedigung 

Forderungen des Deutschen Reichs oder einer 
Kriegsgesellschaft, die unverzinslich waren oder 
auf einem Rechtsgeschäft beruhten, das eine durch 
die Sachlage gebotene Kapitalzuführung ersetzt 
hat, werden bei der Abwicklung, im Konkursver- 
fahren und im Vergleichsverfahren nach dem Ver- 
hältnis ihrer Beträge nur insoweit berücksichtigt, 
als nach Befriedigung der übrigen Gläubiger noch 
Vermögen vorhanden ist. 

§ 4 

Ab wicklungs verfahren 

(1) Die Abwickler der Kriegsgesellschaften haben 
deren Gläubiger aufzufordern, ihre Ansprüche an- 


zumelden; in der Aufforderung haben sie auf die 
Auflösung der Gesellschaft und auf die Folgen der 
Nichtanmeldung sowie darauf hinzuweisen, daß 
durch die Anmeldung die Verjährung der An- 
sprüche nicht unterbrochen wird. In der Aufforde- 
rung ist ein Zeitpunkt zu bezeichnen, bis zu dem 
die Anmeldung spätestens zu erfolgen hat. 

(2) Die Aufforderung ist dreimal im Bundes- 
anzeiger bekanntzumachen. Zwischen der letzten 
Bekanntmachung und dem in der Aufforderung für 
die Anmeldung bestimmten spätesten Zeitpunkt 
müssen mindestens sechs Monate liegen. 

(3) Nicht rechtzeitig angemeldete Ansprüche er- 
löschen mit dem Ablauf der Anmeldungsfrist. Dies 
gilt nicht, wenn es sich um Ansprüche handelt, die 
aus den Unterlagen der Gesellschaft ersichtlich 
oder sonst der Gesellschaft bekannt sind. 


§ 5 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Dabei treten 

1. in § 1 an die Stelle des 21. Juni 1948 der 
25. Juni 1948, 

2. in § 1 an die Stelle des § 14 Nr. 1 bis 4 des 
Umstellungsgesetzes Artikel 12 Nr. 1 bis 4 der 
Umstellungsverordnung, 

3. in § 2 Abs. 1 an die Stelle des § 14 Nr. 5 des 
Umstellungsgesetzes Artikel 12 Nr. 5 der Um- 
stellungsverordnung. 

§ 6 

Inkrafttreten des Gesetzes 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

1. Einführung 

Das noch von den Besatzungsmächten erlassene 
Dritte Gesetz zur Neuordnung des Geldwesens 
(Umstellungsgesetz) und die für Berlin (West) gel- 
tende, im wesentlichen inhaltsgleiche Zweite Ver- 
ordnung zur Neuordnung des Geldwesens (Umstel- 
lungsverordnung) — Verordnungsblatt für Groß- 
Berlin I 1948 S. 374 — haben in § 14 UG (bzw. 
Artikel 12 UV) die Verbindlichkeiten des Deutschen 
Reichs und gleichgestellter Rechtsträger von einer 
Umstellung auf die neue Währung ausgeschlossen. 
Diese Verbindlichkeiten sind nicht, wie z. B. die 
Altgeldguthaben der Gruppen II und HI, für er- 
loschen erklärt, sondern nur von der Anwendung 
des Zweiten, Dritten und Vierten Abschnitts des 
Teils II des Umstellungsgesetzes, d. h. von der Um- 
stellung auf Deutsche Mark, ausgeschlossen wor- 
den. Hieraus ergibt sich, daß die Währungsgesetz- 
gebung für Verbindlichkeiten des Deutschen Reichs 
und diesen gleichgestellte Verbindlichkeiten — im 
Gegensatz zu den Altgeldguthaben dieser Rechts- 
träger — eine endgültige Regelung nicht ge- 
bracht hat. 

Das Allgemeine Kriegsfolgengesetz vom 5. Novem- 
ber 1957 (BGBL I S. 1747) hat nur die Verbindlich- 
keiten des Deutschen Reichs einschließlich der 
Sondervermögen Deutsche Reichsbahn und Deutsche 
Reichspost, des ehern. Landes Preußen und der 
Unternehmen Reichsautobahnen geregelt. Es findet 
auf die Verbindlichkeiten der Kriegsgesellschaften 
keine Anwendung. 

Der vorliegende Gesetzentwurf bringt nunmehr für 
die Kriegsgesellschaften und ihre Abwicklung eine 
abschließende materielle und verfahrensrechtliche 
Regelung. Sie ist zur Beseitigung des bisherigen 
Schwebezustandes notwendig. 

2. Gesetzgebungsbefugnis des Bundes 

Die Zuständigkeit des Bundes zum Erlaß des Ge- 
setzes beruht auf Artikel 74 Nr. 1 GG in Verbin- 
dung mit Artikel 72 Abs. 2 Nr. 3 GG, da Probleme 
des Handels- und Gesellschaftsrechts, das seiner- 
seits als Teilgebiet des in Artikel 74 Nr, 1 GG er- 
wähnten „bürgerlichen Rechts" anzusehen ist, be- 
rührt werden und die Wahrung der Rechtseinheit 
eine bundesgesetzliche Regelung erfordert. Die 
Gesetzgebungsbefugnis des Bundes ergibt sich 
ferner aus Artikel 73 Nr. 4 GG, da der Gesetz- 
entwurf den Ausschluß der Reichsmarkverbindlich- 
keiten der Kriegsgesellschaften von der Umstel- 
lung aufhebt. Das Gesetz bedarf nach Artikel 134 
Abs. 4 GG der Zustimmung des Bundesrates, weil 
es für ein Teilgebiet die „nähere Regelung" im 
Sinne des Artikels 134 Abs. 4 GG enthält. 


B. Besonderer Teil 

1. Zu § 1 (Auflösung der Kriegsgesellschaften) 

Nach § 14 Nr. 5 UG sind Kriegsgesellschaften die 
für die Zwecke der Kriegsfinanzierung und Krieg- 
führung errichteten Gesellschaften im unmittelbaren 
und mittelbaren Besitz des Reichs, der aufgelösten 
Organisationen sowie der Reichsbahn, Reichspost 
und Reichsbank. Im Umstellungsgesetz besonders 
erwähnt sind unter ihnen die Metallurgische For- 
schungsgesellschaft und die Wirtschaftliche For- 
schungsgesellschaft. Nähere Vorschriften zur Ab- 
grenzung des unter diese Begriffsbestimmung fal- 
lenden Kreises von Gesellschaften, insbesondere 
zur Definition des Merkmals des Kriegsfinanzie- 
rungs- und Kriegsführungszwecks sowie des mittel- 
baren Besitzes fehlen. 

In der Praxis haben bei der Umstellung der Alt- 
geldguthaben der einzelnen Gesellschaften die kon- 
tenführenden Banken, die Landeszentralbanken und 
die frühere Bank deutscher Länder gutachtlich hier- 
zu Stellungnahmen abgegeben, und auch die Ge- 
richte haben in einigen Fällen über die Umstellung 
von Konten entschieden. Die Frage, welche Gesell- 
schaften als Kriegsgesellschaften anzusehen sind, 
kann im wesentlichen als geklärt angesehen wer- 
den. Es dürfte sich hiernach einschließlich der bis- 
her schon gelöschten Gesellschaften um 19 Gesell- 
schaften (s. Anlage) handeln, wobei der größere 
Teil der Gesellschaften zu dem sogenannten 
Speerkomplex gehört. Die Kriegsgesellschaften 
sind im allgemeinen infolge Nichtumstellung ihrer 
Kapitalverhältnisse nach § 80 DMBG bereits auf- 
gelöst. Für den Fall, daß nicht aufgelöste Gesell- 
schaften von der Rechtsprechung noch als Kriegs- 
gesellschaft angesehen werden sollten, ist in § 1 
eine gesetzliche Auflösung vorgesehen. 

2. Zu § 2 (Umstellung von Reichsmark- Ansprüchen) 

In Anlehnung an die Rechtsprechung des Bundes- 
gerichtshofs, der in einigen Kriegsgesellschaften 
eine „juristisch verselbständigte Erscheinungsform 
des Reichs" erblickt hat, sowie im Hinblick auf die 
Gleichstellung, die die Kriegsgesellschaften im Um- 
stellungsgesetz mit dem Reich erfahren haben, lag 
der Gedanke nahe, die vor dem 9. Mai 1945 be- 
gründeten Verbindlichkeiten der Kriegsgesellschaf- 
ten ebenso zu behandeln wie die Verbindlichkeiten 
des Reichs nach dem Allgemeinen Kriegsfolgen- 
gesetz. Eine solche Regelung würde — abgesehen 
von wenigen Ausnahmen — zum Erlöschen dieser 
Verpflichtungen führen. 

Indessen bestehen zwischen beiden Tatbeständen 
tiefgreifende Unterschiede. Bei den Gesellschaften 
besteht auf Grund der gesellschaftsrechtlichen 
Grundsätze ein unmittelbarer und sehr enger Zu- 
sammenhang zwischen den Verbindlichkeiten und 
dem Aktivvermögen als Haftungsgrundlage. Es 
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wäre nicht vertretbar, das vorhandene Aktivver- 
mögen der Gesellschaften den Gläubigern vorzu- 
enthalten und es an die Gesellschafter auszukehren. 
Infolge der juristischen Selbständigkeit der Gesell- 
schaften und ihrer gesetzlichen Haftungsbeschrän- 
kung auf das jeweilige GGsellschaftsvermögen er- 
folgt die Befriedigung der Gläubiger aber auch 
nur aus dem jeweils vorhandenen Aktivvermögen 
der einzelnen Kriegsgesellsdiaften, ohne daß Nach- 
schüsse des Gesellschafters — es sei, daß sie 
satzungsmäßig vorgesehen sind und ein entspre- 
chender Besdiluß der Gesellschafterversammlung 
vorliegt — in Betracht kommen. Es besteht keine 
Haftung des Bundes für Verbindlichkeiten der 
Kriegsgesellschaften, abgesehen davon, daß solche 
Ansprüche auch nach dem Allgemeinen Kriegs- 
folgengesetz erloschen waren. 

Aus Gründen der Gleichbehandlung gleicher Tat- 
bestände ist die Regelung der Verbindlichkeiten der 
Kriegsgesellschaften der bereits erfolgten Umstel- 
lung der Verbindlichkeiten aller sonstigen Schuld- 
ner — also im wesentlichen Umstellung im Verhält- 
nis 10 : 1 — angepaßt und die Frage, ob im Einzel- 
fall eine Befriedigung der umgestellten Ansprüche 
möglich ist, ebenso wie bei der Regelung des Um- 
stellungsgesetzes, gegebenenfalls dem Konkursver- 
fahren überlassen worden. Dieses Ergebnis wird 
nach dem Vorschlag des Entwurfs dadurch erreicht, 
daß § 14 Nr. 5 UG außer Kraft gesetzt wird, 

Die Außerkraftsetzung des § 14 Nr. 5 UG hat zur 
Folge, daß die Reidismarkverbindlichkeiten der Ge- 
sellschaften nunmehr umgestellt sind. Dieser Vor- 
gang berechtigt Gläubiger, die diese Forderungen 
in ihrer DM-Eröffnungsbilanz ausgewiesen haben, 
die Wertansätze für die Forderungen nach § 47 
des D-Markbilanzgesetzes zu berichtigen. Für die 
steuerlichen und lastenausgleichsmäßigen Folgen 
einer solchen Berichtigung gelten die steuerlichen 
Vorschriften des D-Markbilanzgesetzes und der 
D-Markbilanzergänzungsgesetze. Insoweit sind da- 
her besondere bilanzrechtliche oder steuerliche 
Vorschriften entbehrlich. Dagegen könnte es zwei- 
felhaft sein, ob das gleiche auch für die bilanzmäßi- 
gen Gewinne oder Verluste der Gesellschaften 
selbst gilt, die bei ihnen als Schuldner infolge der 
Umstellung der Reichsmarkverbindlichkeiten ein- 
treten. Absatz 2 stellt deshalb klar, daß auch inso- 
weit §§ 47, 74 und 75 des D-Markbilanzgesetzes 
anzuwenden sind. 

3. Zu § 3 (Gläubigerbefriedigung) 

Die meisten Kriegsgesellschaften waren — gemes- 
sen an den ihnen übertragenen Aufgaben — völlig 
unterkapitalisiert. Während sie auf der einen Seite 
Warengeschäfte in Höhe von vielen Milliarden 
Reichsmark jährlich tätigten und finanzierten, be- 
trug ihr Grundkapital meist nur wenige Mio RM 
(z. B. Rüstungskontor GmbH 25 Mio RM, Roges 
Rohstoff-Handels GmbH 1 Mio RM, Industriekontor 
GmbH 0,4 Mio RM). Die vom Reich den Gesellschaf- 
ten gegebenen Betriebsmittel haben daher unzwei- 
felhaft in großem Umfang kapitalersetzenden Cha- 
rakter. Nach ständiger Rechtsprechung des Reichs- 
gerichts steht aber der Geltendmachung von Ge- 
sellschafterdarlehen zum Nachteil der übrigen 


! Gläubiger der Gesellschaften die Einrede unzu- 
’ lässiger Rechtsausübung (§§ 242, 826 BGB) ent- 
gegen, wenn das „Darlehen" der Ergänzung des un- 
zureichend bemessenen Nennkapitals diente. Bei 
dieser Sadilage war schon aus Rechtsgründen ge- 
boten, daß der Bund mit den beteiligungsähnlichen 
Darlehnsforderungen des Deutschen Reichs zugun- 
sten der übrigen Gläubiger bei der Abwicklung der 
Kriegsgesellschaften zurücktritt, zumal die öffent- 
liche Hand derartige Darlehen steuerlich ebenfalls 
wie Gesellschaftereinlagen behandelt. Nach § 3 
KVStG unterliegt die Gewährung von Darlehen an 
die Kapitalgesellschaft dann der Gesellschaftsteuer, 
wenn die Darlehnsgewährung eine durch die Sach- 
lage gebotene Kapitalzuführung ersetzt. 

Die beteiligungsähnlichen Darlehnsforderungen 
der Kriegsgesellschaften untereinander müssen bei 
der Abwicklung wie die beteiligungs ähnlichen Dar- 
lehnsforderungen des Deutschen Reichs behandelt 
werden. Wenn auch formalrechtlich in diesen Fäl- 
len der Darlehnsgläubiger nicht immer gleichzeitig 
Gesellschafter des Darlehnsnehmers war, so ist 
doch zu berücksichtigen, daß sich sämtliche Kriegs- 
gesellschaften unmittelbar oder mittelbar in aus- 
schließlichem Besitz des Deutschen Reichs befun- 
den haben. Bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise 
besteht also auch hier eine Identität zwischen Ge- 
sellschafter und Darlehnsgeber. 

Den vorstehenden Gesichtspunkten trägt der Ent- 
wurf in § 3 dadurch Rechnung, daß Forderungen 
des Reichs und der Kriegsgesellschaften unterein- 
ander, soweit die Darlehen eine durch die Sachlage 
gebotene Kapitalzuführung ersetzt haben, nur inso- 
weit befriedigt werden, als hierzu nach Befriedi- 
gung der sonstigen Gläubiger Vermögen vorhanden 
ist. In der Praxis wirft jedodi eine Beschränkung 
des Rücktritts des Bundes und der Kriegsgesell- 
schaften untereinander auf kapital ersetzende Kre- 
dite bei der Abwicklung die schwierige Frage auf, 
inwieweit im Einzelfalle die Kredite des Reichs Be- 
teiligungscharakter gehabt haben. Im Interesse 
übersichtlicher Rechtsverhältnisse und klarer Ab- 
grenzung bestimmt daher der Entwurf, daß unver- 
zinsliche Forderungen wie verdeckte Kapitalein- 
lagen behandelt werden. Er macht dadurch schwie- 
rige Einzeluntersuchungen entbehrlich. 

4. Zu § 4 ( Ab wicklungs verfahren) 

Ziel des Abwicklungsverfahrens soll eine möglichst 
schnelle und nach vereinfachten Verfahrensgrund- 
sätzen vorzunehmende Verteilung der vorhandenen 
Vermögenswerte der Kriegsgesellschaften sein. Die 
Unternehmen selbst sind seit 14 Jahren ohne Ge- 
schäftsbetrieb und mangels Neufestsetzung ihrer 
Kapitalverhältnisse nach § 80 des D-Markbilanz- 
gesetzes aufgelöst. Ihre Abwicklung ist im allge- 
meinen so weit fortgeschritten, daß die Bücher 
nahezu bereinigt, die ausstehenden Forderungen 
eingezogen und die Kreditorenkonten weitgehend 
abgestimmt sind. Die Gläubigeraufrufe sind längst 
erfolgt und die Sperrfristen (§ 73 GmbH-Gesetz) 
abgelaufen. Damit sind die Voraussetzungen für 
eine baldige Beendigung der Licjuidationsverfahren 
geschaffen. 
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Mit Rücksicht auf die im Gesetzentwurf vorge- 
sehene Umstellung der RM-Ansprüche erschien 
gleichwohl ein erneuter dreimaliger Gläubigerauf- 
ruf in den Gesellschaftsblättem geboten. Zwischen 
der letzten Bekanntmachung der Aufforderung im 
Bundesanzeiger und dem in der Aufforderung für 
die Anmeldung bestimmten spätesten Zeitpunkt 
sollen mindestens 6 Monate liegen. 

Um nach Ablauf dieser Frist die Verteilung des 
Vermögens zu ermöglichen, ist im Entwurf eine 
Ausschlußfrist für die Anmeldung gesetzt; nicht 
rechtzeitig angemeldete Ansprüche erlöschen mit 
dem Ablauf der Frist. Entsprechend der Regelung 
in anderen Gesetzen (so Gesetz über den Aufruf 
der Gläubiger der IG-Farbenindustrie AG in Ab- 
wicklung vom 27. Mai 1957 — BGBl. I S. 569) sind 
von dem Ausschluß Ansprüche ausgenommen, die 
aus den ETnterlagen der Gesellschaft ersichtlich 
oder sonst der Gesellschaft bekannt sind. 

Sonstige besondere Abwicklungsvorschriften waren 
entbehrlich. Die Gesellschaften .werden infolge- 
dessen nach gesellschaftsrechtlichen Vorschriften 
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abcjcwickelt. Im Falle einer Überschuldung ist, so- 
fern mit den Gläubigern keine Einigung über eine 
freiwillige Herabsetzung ihrer Ansprüche erzielt 
werden kann, das Konkursverfahren durchzuführen, 
j Bei Feststellung der Überschuldung sind die in § 3 
■ des Entv/urfs behandelten Ansprüche nicht zu be- 
I rücksichtigen. 

\ 5 . Zu § 5 (Berlin-Klausel) 

I Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

! Da in Berlin an Stelle des Dritten Gesetzes zur Neu- 
i Ordnung des Geldwesens (UG) die Zweite Verord- 
I nung zur Neuordnung des Geldwesens (UV) gilt 
i und Stichtag der Währungsumstellung in Berlin 
I der 25. Juni 1948 ist (Nr. 24 WVO vom 24. Juni 
1948), mußte gleichzeitig bestimmt werden, mit 
welcher Maßgabe das Gesetz in Berlin anzuwen- 
den ist. 

6. Zu § 6 (Inkrafttreten des Gesetzes) 

Die Vorschrift von § 6 bestimmt den Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Gesetzes. 


Anlage 


Bisher von der Rechtsprechung und den Umstellungs- 
behörden als Kriegsgesellschaften behandelt: 

1. Metallurgische Forschungsgesellschaft mbH, 
Berlin 

2. Wirtschaftliche Forschungsgesellschaft mbH, 
Berlin 

3. Allgemeine Warenverkehrs GmbH, Bonn 

4. Beschaffungsstello Ost GmbH, Berlin 

5. Betriebsmittel GmbH, Berlin 

6. Boschberg GmbH, Berlin 

7. Delta Flugzeuhallen- und Barackenbau GmbH, 
Berlin-Charlottenburg 

8. Erdölanlagen GmbH, Berlin 

9. Hansa-Leichtmetall GmbH, Berlin 

10. Industriekontor GmbH, Berlin 

11. Metallwerke Spaichingen GmbH, Spaichingen 

12. Mittelmeer-Handels- und Jndusirie GmbH, 
Berlin 

13. Mittelmeer-Reederei GmbH, Berlin 

14. Mittelwerk GmbH, Berlin 

15. Norddeutsche Maschinenfabrik GmbH, Berlin 

16. Nordreederei GmbH, Flamburg 

17. Roges Rohstoff-Handels GmbH, Berlin 

18. Rüstungskontor GmbH, Berlin 

19. Schiffahrtgesellschaft mbH, Hamburg 



